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Know-how des Herstellers rechtfertigt Direktvergabe
Ein öffentlicher Auftraggeber vergab einen Auftrag über die War-
tung und Instandsetzung von Verfahranlagen und Hangartoren für 
Bordhubschrauber auf Schiffen. In einem Verhandlungsverfahren 
ohne Teilnahmewettbewerb erteilte er dem Hersteller den Auftrag
(§ 12 Abs. 1 Nr. 1 c) VSVgV). Er begründete dies damit, dass die
Wartung und Instandsetzung in der Vergangenheit wiederholt von
Fremdfirmen durchgeführt worden seien. Da diese nicht das erfor-
derliche Know-how hätten, sei es häufig zu Ausfällen der Anlage ge-
kommen. Deshalb sollte künftig der Hersteller selbst die Leistungen
übernehmen. Ein Unternehmen griff die Vergabe an. Es rügte, dass 
der Auftrag nicht in zwei Lose aufgeteilt wurde. Die Hangartore, für 
deren Wartung es sich interessiere, beträfen einen anderen Markt als
die Verfahranlagen. Durch die Verknüpfung zu einem Auftrag hätte
es sich nicht bewerben können.
Zwar folgte die Vergabekammer (7.12.2015, VK 2-105/15) dem 
Bieter und stellte fest, dass es sich um getrennte Märkte handelt. Sie 
entschied aber auch, dass die Zusammenfassung zu einem Auftrag 
ausnahmsweise erlaubt war. Denn das Steuerungssystem für die
Verfahranlagen und die Hangartore ist eine Spezialentwicklung und 
die Komponenten für beide Auftragsteile sind miteinander verknüpft.
Daraus ergeben sich komplexe Schnittstellen. Außerdem verwies der
Auftraggeber auf die fehlende Hilfe in Notsituationen auf hoher See,
die Gefahren für Leib und Leben im Falle von Fehlfunktionen und
das Risiko von außerordentlich hohen Schäden an dem eingesetzten
Gerät. All dies genügte, um von einer Losbildung abzusehen. Damit 
war klar: Den Gesamtauftrag konnte nur ein Unternehmen, nämlich 
der Hersteller selbst, ausführen. Direkte Verhandlungen mit diesem,
ohne Beteiligung von Mitbewerbern waren deshalb erlaubt. Dass
Hersteller spezieller Verteidigungsgüter mit Blick auf die spätere 
Wartung und Instandsetzung einen faktischen Wettbewerbsvorteil
gegenüber Mitbewerbern haben, ist nach Ansicht der Vergabekam-
mer hinzunehmen.

Produktvorgabe: Auftraggeber müssen keine 
gleichwertigen Alternativen suchen
Öffentliche Auftraggeber sind in der Entscheidung, was sie beschaf-
fen möchten, weitgehend frei. Das Vergaberecht macht hierzu kei-
ne fachlichen Vorgaben. Es regelt nur, wie ein Vergabeverfahren
ablaufen muss. Solange sachliche Gründe dafür bestehen, darf sich 
ein Auftraggeber sogar dann auf ein bestimmtes Produkt festlegen, 
wenn es nur einen einzigen Hersteller gibt, sodass ein Wettbewerb
ausgeschlossen ist.
Was dies bedeuten kann, musste ein Hersteller von Laufrollen für 
militärisches Gerät erfahren. Er fertigt seit Jahrzehnten hochwertige
Stahlrollen, die für die hier betroffene Verwendung ohne Zweifel 
geeignet sind. Der Auftraggeber entschied sich aber dafür, künftig

nur noch Aluminiumrollen einzusetzen. Zur Begründung verwies er
darauf, dass Aluminiumrollen geringere Folgeschäden am Gerät 
verursachen und deutlich weniger Gewicht haben. Der Angriff des 
Stahlrollenherstellers gegen diese Materialfestlegung blieb erfolg-
los. Die Vergabekammer (15.12.2015, VK 2-113/15) entschied, 
dass diese technischen Erwägungen ausreichen, um die Festle-
gung auf Aluminium zu rechtfertigen. Der Stahlrollenhersteller 
präsentierte dem Auftraggeber bereits früher unaufgefordert eine
weiterentwickelte und gewichtsreduzierte Version seines Produkts. 
Hierauf ging der Auftraggeber aber nicht ein, sondern blieb bei der
Aluminiumlösung, was aus Sicht des Bieters nicht nachvollziehbar 
war. Doch die Vergabekammer stellte klar: Öffentliche Auftragge-
ber sind nicht dazu verpflichtet, Marktanalysen durchzuführen oder
zu prüfen, ob andere gleichwertige Produkte verfügbar sind.

Umfangreiche Teststellungen unzumutbar
In einem Vergabeverfahren über die Beschaffung sondergeschütz-
ter Geländewagen verlangte der öffentliche Auftraggeber von allen 
Bietern, ein Fahrzeug mit verschiedenen Sonderspezifikationen
(VS-NfD) innerhalb einer Angebotsfrist von vier Monaten auf eige-
ne Kosten zu entwickeln und zertifizieren zu lassen. Gegen diese
Vorgabe wehrte sich ein Bieter mit Erfolg, denn sie ist intranspa-
rent (§ 97 Abs. 1 GWB). Zum einen reicht der pauschale Hinweis 
auf Sonderspezifikationen aus Bietersicht nicht aus, um prüfen zu 
können, ob ein entsprechendes Fahrzeug innerhalb von vier Mona-
ten entwickelt werden kann. Bewerber werden gezwungen, eine 
Entwicklung ins Blaue hinein zusagen zu müssen, ohne zu wissen, 
welche Anforderungen sie erfüllen müssen. Zum anderen bedeutet
dies, dass sämtliche Bieter die hochwertigen Fahrzeuge im Rahmen 
der Teststellung für eine Zertifizierung zerstören müssen, obwohl 
nur einer von ihnen den Zuschlag erhält. Diese Forderung ist unver-
hältnismäßig und verstößt nach Auffassung der Vergabekammer 
(10.9.2015, VK 2-77/15) gegen den Wettbewerbsgrundsatz.
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